
197. Urteil vom 31. Dezember 1897 in Sachen

Baselstadt gegen Graubünden.

A. Am 17. Juni 1897 starb in der Stadt Basel der daselbst

seit 7. Oktober 1893 wohnhaft gewesene Bernhard Saratz von

Pontresina, Kanton Graubünden. Mit der Bereinigung des Nach¬

lasses befaßte sich als Nachlaßbehörde die Civilgerichtsschreiberei

Baselstadt. Sie brachte in Erfahrung, daß ein Vermögen des

Verstorbenen im Betrage von circa 33,700 Fr. in Samaden

verwaltet werde. Auf ihr Begehren um Auslieferung desselben

wurde ihr geantwortet, das Kreisamt Oberengadin in Pontresina



habe gerichtliche Verwahrung des Nachlasses verfügt und einen

Erbenaufruf erlassen. Sie wandte sich nunmehr an das Kreis¬

amt Oberengadin, erhielt aber von diesem zur Antwort, es habe

seinen Beschluß gestützt auf Art. 480 und 482 des bündnerischen

Civilgesetzes erlassen. Eine Eingabe an den Kleinen Rat des

Kantons Graubünden hatte keinen Erfolg, indem dieser erklärte,

in der Sache nicht kompetent zu sein, und auf den bundesgericht¬

lichen Weg (Art. 38 des Bundesgesetzes über die civilrechtlichen

Verhältnisse der Niedergelassenen 2c.) verwies.

B. Der Regierungsrat des Kantons Baselstadt erhob nunmehr

staatsrechtliche Beschwerde beim Bundesgericht mit dem Antrage:

Das Bundesgericht wolle festsetzen, daß die Verlassenschaft des in

Basel am 17. Juni 1897 verstorbenen Bernhard Saratz von

Pontresina in Basel eröffnet sei, daß demnach die Basler Ver¬

lassenschaftsbehörden zur Liquidation und Teilung der Erbschaft

zuständig seien und das Kreisamt Pontresina zur Aushingabe der

in seinen Händen befindlichen Aktiva an die Basler Verlassenschafts¬

behörde verpflichtet sei. Zur Begründung berief sich der Rekurrent

auf Art. 23 und 38 des Bundesgesetzes betreffend die civilrecht¬

lichen Verhältnisse der Niedergelassenen rc. und führte aus, die

vom Kreisamte Oberengadin angerufenen Artikel des bündnerischen

Civilgesetzes kommen gegenüber den Vorschriften des citierten

Bundesgesetzes nicht zur Anwendung, und die Regierung von

Graubünden hätte das Kreisamt zur Beobachtung der bundes¬

gesetzlichen Bestimmungen anhalten können und sollen.

C. Der Kleine Rat des Kantons Graubünden bemerkte in

seiner Vernehmlassung, die Beschwerde sei seines Erachtens gegen¬

standslos, indem er das Hoheitsrecht des Kantons Baselstadt im

vorliegenden Falle weder bestritten habe, noch zu bestreiten gedenke;

es handle sich bloß um einen Streit zwischen der Civilgerichts¬

schreiberei Basel und dem Kreisamt Oberengadin, der nach Art. 38

leg. cit. vom Bundesgerichte zu entscheiden sein werde.

D. Auf Veranlassung des Instruktionsrichters suchte sodann

die rekurrierende Behörde den Kleinen Rat des Kantons Grau¬

bünden zu einer kantonalen Verfügung in der Sache zu provo¬

zieren, mit dem Ansuchen, der Kleine Rat möchte das Kreisamt

Pontresina anweisen, den Nachlaß des Saratz zur Liquidation

und Teilung an die Civilgerichtsschreiberei Baselstadt als kompe¬

tente Nachlaßbehörde auszuliefern. Der Kleine Rat des Kantons

Graubünden antwortete hierauf ablehnend, indem er wiederum

bemerkte, die Kompetenz zu der von ihm begehrten Verfügung

gehe ihm ab.

E. Darauf hin hat der Regierungsrat des Kantons Baselstadt

seinen Rekursantrag wiederholt.

Das Bundesgericht zieht in Erwägung:

1. Die Kompetenz des Bundesgerichtes zur Behandlung der

vorliegenden Streitsache ergibt sich aus Art. 175, Ziff. 2 und

180, Ziff. 3 des Organisationsgesetzes in Verbindung mit Art. 38

des Bundesgesetzes betreffend die eivilrechtlichen Verhältnisse

Niedergelassenen und Aufenthalter. Es handelt sich sowohl um

eine Streitigkeit über die Anwendung des Bundesgesetzes betreffend

die civilrechtlichen Verhältnisse der Niedergelassenen rc., als auch

um eine staatsrechtliche Streitigkeit zwischen zwei Kantonen, näm¬

lich betreffend die Kompetenz der Kantone Baselstadt und Grau¬

bünden zur Eröffnung einer Erbschaft, also betreffend die Justiz¬

hoheit. Daran ändert der Umstand nichts, daß formell eine

Verfügung der obersten kanionalen Behörde des Kantons Grau¬

bünden nicht vorliegt; eine solche ist nicht notwendig, damit die

Kompetenz des Bundesgerichtes gegeben sei.

2. In der Sache selbst muß der Rekurs gemäß der ausdrück¬

lichen Anerkennung des Hoheitsrechtes des Kantons Baselstadt

durch den Kleinen Rat des Kantons Graubünden (die nach

Art. 23 des Bundesgesetzes betreffend die civilrechtlichen Verhält¬

nisse der Niedergelassenen mit Recht erfolgte), der zu dieser Aner¬

kennung ohne Zweifel auf Grund seiner Stellung als oberste

Verwaltungsbehörde des Kantons befugt ist — als erledigt an¬

gesehen werden. Danach ist aber der Beschluß des Kreisamtes

Pontresina als mit Art. 23 des Bundesgesetzes betreffend die

eivilrechtlichen Verhältnisse der Niedergelassenen 2c. in Widerspruch

stehend aufzuheben und ist die Regierung des Kantons Grau¬

bünden aufzufordern, dafür zu sorgen, daß das zum Nachlaß

Saratz gehörende, in Graubünden befindliche Vermögen der Nach¬

laßbehörde Baselstadt ausgeliefert werde.



Demnach hat das Bundesgericht

erkannt:

Von der Erklärung des Kleinen Rates des Kantons Grau¬

bünden, daß er die Hoheit des Kantons Baselstadt zur Eröffnung

und Teilung der Verlassenschaft des Bernhard Saratz anerkenne,

wird Vormerk genommen; demgemäß wird der Beschluß des

Kreisamtes Pontresina aufgehoben und der Kleine Rat des

Kantons Graubünden eingeladen, dafür zu sorgen, daß das in

Graubünden befindliche Vermögen des Bernhard Saratz der Nach¬

laßbehörde von Basel ausgeliefert werde.


